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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Femmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu den Änderungen vom 11. April 1962 des 
Internationalen Übereinkommens zur Verhütung der Ver- 
schmutzung der See durch öl, 1954, und zur Änderung des 
Gesetzes vom 21. März 1956 

— Drucksache 1V/1703 — 


A. Bericht des Abgeordneten Falke 


I. Allgemeines 

In der 101. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 1 1. Dezember 1963 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes zu den Änderungen vom 11. April 1962 
des Internationalen Übereinkommens zur Verhütung 
der Verschmutzung der See durch öl, 1954, und zur 
Änderung des Gesetzes vom 21. März 1956 — Druck- 
sache IV/1703 — an den Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen überwiesen. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf im ersten 
Durchgang zugestimmt und hierbei eine Entschlie- 
ßung über Ölauffanganlagen gefaßt. Der Ausschuß 
für Verkehr, Post- und Femmeldewesen hat in sei- 
ner 51. Sitzung vom 18. März 1964 den Gesetzent- 
wurf beraten. 


II. Im einzelnen 

Das Internationale Übereinkommen zur Verhü- 
tung der Verschmutzung der See durch öl von 1954 
war der erste internationale Schritt, zu dem sich die 
Schiffahrtnationen im Interesse der Bekämpfung 
der Ölpest auf den Meeren zusammengeschlossen 
haben. Das Übereinkommen legt Verbotszonen in 
einer Breite von 50 sm vor den Küsten der Vertrags- 
staaten fest, in denen Schiffe kein öl ablassen dür- 
fen. Als notwendige Ergänzung werden die Errich- 
tung von ölauffanganlagen in den Haupthäfen je- 
des Vertragsstaates und die Ausrüstung der Schiffe 


mit Einrichtungen gefordert, die ein Ablassen von 
öl verhindern. 

Die 1962 beschlossenen Änderungen dieses Über- 
einkommens bringen im wesentlichen folgende Ver- 
besserungen: 

1. Die für Tanker und Nichttanker einheitlichen 
Verbotszonen werden von 50 sm auf 100 sm er- 
weitert. Die Erweiterungen vor den Küsten 
derjenigen Staaten, die das Übereinkommen be- 
reits ratifiziert haben, werden schon mit dem 
Inkrafttreten der Änderungen wirksam (Artikel 
XVI Abs. 4), für die übrigen Staaten erst drei- 
Monate nach Hinterlegung der Ratifikations- 
urkunden — ein Anreiz für den baldigen Beitritt 
weiterer Staaten. Für die Bundesrepublik ist 
von Bedeutung, daß die gesamte Nord- und Ost- 
see zur Verbotszone erklärt werden. Nichttanker 
dürfen jedoch weiterhin Öl ablassen, wenn die 
von ihnen angelaufenen Häfen nicht mit ölauf- 
fanganlagen ausgestattet sind (Artikel III b). Da- 
durch soll ein Druck zur Errichtung der vorge- 
schriebenen ölauffanganlagen ausgeübt werden. 

2. Der Kreis der unter die Verbotsvorschriften des 
Übereinkommens fallenden Schiffe wurde um 
alle nicht registrierten Schiffe mit Ausnahme 
der Kriegsschiffe und um die kleineren Tank- 
schiffe zwischen 150 und 500 BRT erweitert. 
Schiffe ab 20 000 BRT, die am Tage des Inkraft- 
tretens der Änderungen oder danach in Auftrag 
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gegeben werden, dürfen künftig nirgends mehr 
öl ablassen und müssen daher mit entsprechen- 
den Bordeinrichtungen zum Zurückbehalten von 
Ölrückständen versehen sein (Artikel III Buch- 
stabe c). 

3. Der neugefaßte Artikel VIII sieht die Errichtung 
von ölauffanganlagen nicht nur wie bisher in 
bestimmten Haupthäfen, sondern in allen für 
die Schiffahrt wichtigen Häfen und Ölladeplät- 
zen vor. Da die wichtigsten Häfen nicht vom 
Bund, sondern von den Ländern oder Gemeinden 
verwaltet werden, fällt die Errichtung und Finan- 
zierung von ölauffanganlagen als Hafenange- 
legenheit in deren Zuständigkeit. 

4. Die übrigen Änderungen verdeutlichen den Sinn 
von Bestimmungen des Übereinkommens von 
1954 oder sind redaktioneller Art. 


Artikel 1 

des Gesetzentwurfs enthält die übliche Zustim- 
mungsklausel, 

Artikel 2 

die sich aus den Änderungen des Übereinkommens 
ergebenden Änderungen des Gesetzes vom 21. März 
1956. 

Hervorzuheben ist die neu eingeführte Strafvor- 
schrift des Artikels 6 Abs. 1 Nr. 2. Sie erklärt Öl- 


verschmutzungen auch solcher Küstengewässer für 
strafbar, die spätestens mit dem Inkrafttreten der 
Änderungen des Übereinkommens nicht mehr zu 
den Verbotszonen gehören würden, weil die Ver- 
botszonen erst an der Basislinie beginnen sollen, 
die nach dem Genfer Übereinkommen von 1958 über 
das Küstenmeer und die Anschlußzone zur Bestim- 
mung der Breite des Küstenmeeres dient. 

Da die neue Strafbestimmung jedoch erst mit dem 
Inkrafttreten der Änderungen des Übereinkommens 
wirksam werden kann, mußte durch Artikel 3 vor- 
läufig eine vom Übereinkommen unabhängige 
Strafvorschrift in Kraft gesetzt werden. 

Die übrigen Vorschriften enthalten die Berlin- 
Klausel (Artikel 4), eine Ermächtigung für den Bun- 
desminister für Verkehr, eine Neufassung des durch 
den vorliegenden Entwurf geänderten Gesetzes be- 
kanntzugeben (Artikel 5), und Einzelheiten über das 
Inkrafttreten (Artikel 6). 

Im Zusammenhang mit der Beratung dieser Vor- 
lage ist im Ausschuß die Frage aufgetaucht, ob nach 
diesem Übereinkommen Ölverschmutzungen ver- 
boten sind, die durch den Bohrbetrieb bei den im 
Seegebiet des deutschen Festlandsockels in der 
Nordsee geplanten Erdölbohrungen von Bohrinseln 
hervorgerufen werden können. Da die Bohrinseln 
nicht als Schiffe, sondern als Bauwerke gelten, ist 
die Frage zu verneinen. Um dennoch Ölverschmut- 
zungen vorzubeugen, empfiehlt der Ausschuß, bei 
der Vergabe der Bohrkonzessionen entsprechende 
Auflagen zu machen. 


Bonn, den 15. April 1964 


Falke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/ 1703 — un- 
verändert anzunehmen. 


Bonn, den 18. März 1964 

Der Ausschuß für Verkehr, 

Post- und Femmeldewesen 

Dr. Bleiß Falke 

Vorsitzender Berichterstatter 
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